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Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

Nach meinen Feststellungen ist die in verschiedenen Presseorganen 
enthaltene Mitteilung, daß die Finanzbehörden der Bundesrepublik 
zur Zeit mehr als die Hälfte ihrer Prozesse vor den Finanzgerichten 
verlieren, unrichtig. 

Das Ergebnis der finanzgerichtlichen Verfahren kann nur im Zu- 
sammenhang mit der Veranlagungstätigkeit der Finanzämter gewür- 
digt werden, die durch die nicht einfache Steuerrechtsmaterie und 
die sehr große Anzahl von Entscheidungen auf ihrem Sachgebiet 
gekennzeichnet ist. 

Allein auf dem Gebiete der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
ergehen jährlich etwa 3 Millionen Steuerbescheide. In ähnlicher Höhe 
bewegen sich die Zahlen der Steuerbescheide auf den Gebieten der 
übrigen Besitz- und Verkehrsteuern; dazu treten die den Steuer- 
bescheiden gleichstehenden sonstigen Verfügungen der Finanzämter 
(z. B. Erstattungs- und Vergütungsbescheide, Fortschreibungsbescheide, 
Haftungsbescheide), die ebenfalls vor den Finanzgerichten angefochten 
werden können. Wenn auch genaues statistisches Material darüber 
nicht vorhanden ist, so kann doch davon ausgegangen werden, daß 
die Zahl der von den Finanzämtern der Bundesrepublik jährlich 
erlassenen Bescheide von 10 Millionen nicht weit entfernt liegt. 

Der Anrufung der Finanzgerichte ist in Besitz- und Verkehr- 
steuerangelegenheiten das Einspruchsverfahren vorgeschaltet, das der 
Überprüfung der Bescheide in einem außergerichtlichen Vorverfahren 
dient. Nach den Erfahrungen der letzten Jahre kann unterstellt 
werden, daß z. Z. jährlich schätzungsweise etwa 750 000 Einsprüche 
gegen Steuerbescheide und ihnen gleich stehen de Bescheide eingelegt 
werden, das sind durchschnittlich etwa 7,5 v. H. der insgesamt 
ergehenden Bescheide. Im Einspruchsverfahren werden schätzungs- 
weise etwa 500000 Einsprüche im Wege der Berichtigung des Steuer- 
bescheides durch das Finanzamt gemäß § 94 der Reichsabgaben- 
ordnung erledigt, etwa 150 000 Einsprüche dadurch, daß der 
Steuerpflichtige den Einspruch nach Aufklärung durch das Finanzamt 
zurücknimmt. 
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Nur in etwa 70000 Fällen (d. h. rund 9 v. H. aller Einsprüche und 
etwa 0,7 v. H. aller Bescheide) ergehen Einspruchsentscheidungen. 
Hiergegen ist in etwa 23 000 Fällen Berufung an die Finanzge- 
richte eingelegt worden, die davon im Jahre 1953 13 930 Fälle 
abschließend behandeln konnten. Die 13 930 finanzgerichtlichen 
Verfahren hatten folgendes Ergebnis: 

a) In 4406 = 31,1 v. H. der Fälle wurde das Rechtsmittel voll 

zurückgewiesen, 

b) in 3059 = 22,1 v. H. der Fälle nahmen die Steuerpflichtigen 

das Rechtsmittel zurück, 

c) in 2390 = 17,2 v. H. der Fälle wurde dem Rechtsmittel teilweise 

stattgegeben, 

d) in 2205 = 16 v. H. der Fälle nahm das * Finanzamt im Laufe 

eines Gerichtsverfahrens gemäß § 94 der Reichsab- 
gabenordnung eine Berichtigung vor, durch die das 
Finanzgerichtsverfahren in der Hauptsache erledigt 
wurde, 

e) in 1837 = 13,4 v. H. der Fälle wurde dem Rechtsmittel voll 

stattgegeben, 

i) in 33 = 0,2 v. H der Fälle wurde das Rechtsmittel zur 
weiteren Aufklärung an die Vorinstanz zurückgegeben. 

13 930 

Hieraus ergibt sich, daß die Finanzbehörden nur in 13,4 v. H. der 
Fälle, die von den Finanzgerichten entschieden werden, unterlegen 
sind. Von dem Ausgangspunkt der Gesamtzahl der durch die 
Finanzämter erlassenen Bescheide aus betrachtet macht dies nur den 
Bruchteil eines Tausendsatzes aus. 

Die Fälle, in denen dem Rechtsmittel teilweise stattgegeben ist 
(zu c), und die Fälle der Berichtigung durch das Finanzamt nach § 94 der 
Reichsabgabenordnung (zu d) können nicht zu den verlorenen Ver- 
fahren gerechnet werden. Aber selbst wenn man diese Fälle teil- 
weise in die Berechnung mit hineinnehmen würde, würde der in 
den Pressemeldungen angegebene Satz von mehr als die Hälfte 
sämtlicher finanzgerichtlicher Verfahren nicht erreicht werden. 

Das vorstehende Zahlenmaterial stellt der Gesetzeskenntnis der 
Finanzverwaltungsbehörden, zumal unter Berücksichtigung der 
Schwierigkeiten des Steuerrechts und der ständigen Überlastung der 
Finanzämter, das beste Zeugnis aus. Ein Bedürfnis für Maßnahmen 
der in Punkt 3 der Anfrage angedeuteten Art dürfte daher nicht 
bestehen. Abgesehen davon sei darauf hingewiesen, daß die Finanz- 
verwaltungsbehörden auf dem Gebiete der Besitz- und Verkehr- 
steuern im wesentlichen Behörden der Länder sind, auf die der 
Bund — außer seiner Gesetzgebungszuständigkeit auf den Gebieten 
der Organisation, der Verwaltung und der Ausbildung nach Art. 108 
Abs. 5 GG und seiner Befugnis zum Erlaß allgemeiner Verwaltungs- 
vorschriften nach Art. 108 Abs. 6 GG — ohne unmittelbaren 
Einfluß ist. 


Schäffer 



